Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 26 Ausgegeben Danzig, den 24. Juni 1931 


66 f Verordnung 
über den Erlaß einer Staatshaushaltsordnung. Vom 22. 6. 1931. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 14 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. Januar 1981 
(G. Bl. S. 7) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Staatshaushaltsordnung 
Vom 22. 6. 1931. 
Einleitung 
Geltungsbereich der Staatshaus⸗ 
haltsordnung 


; 8 1 ; 
(1) Die Vorſchriften dieſes Geſetzes gelten für die Aufitellung des Staats⸗ 
haushaltsplans, ſeine Durchführung und deren Überwachung. 


(2) Die Stadtgemeinden und Kreiſe der Freien Stadt Danzig haben ſinn⸗ 


gemäß nach den allgemeinen Grundſätzen der Staatshaushaltsordnung zu verfahren; 
ſie können den beſonderen örtlichen Verhältniſſen angepaßte mit den allgemeinen 
Grundſätzen der Staatshaushaltsordnung übereinſtimmende Haushaltsordnungen er⸗ 
laſſen. 

Begrifsbeftimmangen 

8 2 

Im Sinne der Staatshaushaltsordnung ſind 

. Zahlungen: Einzahlungen und Auszahlungen; 

. Einzahlungen: die bei einer ſtaatlichen Kaffe eingehenden Beträge; 

Auszahlungen: die von einer ſtaatlichen Kaſſe hinausgehenden Beträge; 

. Hinterlegungen (Verwahrgelder): Einzahlungen, die außerhalb des rechnungs— 
mäßigen Nachweiſes (Ziffer 31) nur vorläufig eingetragen werden und ſpäter 
abzuwickeln ſind; 

5. Vorſchüſſe: Auszahlungen, die außerhalb des rechnungsmäßigen Nachweiſes 
(Ziffer 31) nur vorläufig eingetragen werden und ſpäter abzuwickeln ſind; 

6. Haushaltseinnahmen: Einzahlungen, die bei einer Zweckbeſtimmung des Staats⸗ 
haushaltsplans oder außerplanmäßig nachzuweiſen jind; _ 

7. Haushaltsausgaben: Auszahlungen, die bei einer Zweckbeſtimmung des Staats⸗ 
haushaltsplans oder außerplanmäßig nachzuweiſen ſind; 

8. Voranſchläge: die von den einzelnen Verwaltungszweigen als Unterlagen für 
die Aufſtellung des Entwurfs des Haushaltsplans gefertigten Zuſammen⸗ 
ſtellungen der in einem Rechnungsjahr in ihrem Geſchäftsbereiche zu erwartenden 
Haushaltseinnahmen und ausgaben nach Zweckbeſtimmung und Anſatz nebit 
Erläuterungen; 

9. Entwurf des Haushaltsplans: die vom Finanzſenator auf Grund der Voran⸗ 
ſchläge gefertigte Zuſammenſtellung der in einem Rechnungsjahr in der geſamten 
Staatsverwaltung zu erwartenden Haushaltseinnahmen und ausgaben nach Zweck⸗ 
beſtimmung und Anſatz nebſt Erläuterungen, die von dem Senate feſtgeſtellt 
wird: 

10. Haushaltsplan: die durch das Staatshaushaltsgeſetz feſtgeſtellte, für die Wirt⸗ 
ſchaftsführung maßgebende Zuſammenſtellung der für ein Rechnungsjahr ver⸗ 
anſchlagten Haushaltseinnahmen und ausgaben der geſamten Staatsverwaltung; 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 2. 7. 1931). 
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Nachtrag zum Haushaltsplan: eine den Haushaltsplan ändernde Geſetzesvorlage 
des Senats, über die der Volkstag erſt beſchließt, und die erſt geſetzlich feſt⸗ 
geſtellt wird, nachdem der Haushaltsplan geſetzlich feſtgeſtellt iſt; 
Haushaltsmittel: die Beträge, die im Haushaltsplane nach Zweckbeſtimmung 
und Anſatz ausgebracht ſind (Einnahmemittel und Ausgabemittel); 
übertragbare Ausgabemittel: Ausgabemittel, deren Inanſpruchnahme entweder 
allgemein oder auf Grund ausdrücklicher Beſtimmung im Haushaltsplane nicht 
auf das Rechnungsjahr, für das ſie ausgebracht ſind, beſchränkt iſt; = 
deckungsfähige Ausgabemittel: Ausgabemittel, die nach dem Haushaltsplan auch 
dazu verwendet werden dürfen, den Bedarf bei einer anderen ausdrücklich bezeich⸗ 
neten Zweckbeſtimmung des Haushaltsplans zu decken. 
ordentliche Haushaltseinnahmen: regelmäßige Haushaltseinnahmen; 
außerordentliche Haushaltseinnahmen: Haushaltseinnahmen aus Anleihen und 
andere nach ihrem Betrag und ihrem Entſtehungsgrund außergewöhnliche Haus⸗ 
haltseinnahmen, insbeſondere Erlöſe aus Grundſtücken; 
planmäßige Haushaltseinnahmen: Haushaltseinnahmen, die im Haushaltsplane 
vorgeſehen jind; 
überplanmäßige Haushaltseinnahmen: Haushaltseinnahmen, die im Haushalts⸗ 
plane vorhergeſehen ſind, jedoch den ausgebrachten Betrag einſchließlich aus dem 
abgelaufenen Rechnungsjahr übertragener Einnahmereſte (Ziffer 27 a) überſchreiten; 
außerplanmäßige Haushaltseinnahmen: Haushaltseinnahmen, die im Haushalts⸗ 
plane nicht vorgeſehen und auch nicht als Einnahmereſte (Ziffer 27 a) aus dem 
abgelaufenen Rechnungsjahre zu behandeln ſind; 
ordentliche Haushaltsausgaben: Haushaltsausgaben, die aus den ordentlichen 
Haushaltseinnahmen zu decken ſind; 
außerordentliche Haushaltsausgaben: Haushaltsallsgaben, die aus den außer⸗ 
ordentlichen Haushaltseinnahmen zu decken find; 
fortdauernde Haushaltsausgaben: ordentliche Haushaltsausgaben, die ihrer Natur 
nach regelmäßig wiederkehren; 
einmalige Haushaltsausgaben: ordentliche Haushaltsausgaben, die ihrer Natur 
nach nicht oder nur in längeren Zeitabſchnitten wiederkehren oder deren Wieder⸗ 
kehr für die nächſten Rechnungsjahre ungewiß ilt; 
planmäßige Haushaltsausgaben: Haushaltsausgaben, die im Haushaltsplane 
vorgeſehen ſind; 
überplanmäßige Haushaltsausgaben: Haftet gi 0 die im Haushaltsplane 
vorgeſehen ſind, jedoch den ausgebrachten Betrag einſchließlich aus dem ab⸗ 
gelaufenen Rechnungsjahr übertragener Ausgabereſte (Ziffer 27 b) oder ab⸗ 
züglich der Haushaltsvorgriffe (Ziffer 28) überſchreiten; 
außerplanmäßige Haushaltsausgaben: Haushaltsausgaben, die im Haushalts⸗ 
plane nicht vorgeſehen und auch nicht als Ausgabereſte (Ziffer 27 b) aus dem 
abgelaufenen Rechnungsjahre zu behandeln ſind; 
Haushaltsreſte: 

a) Einnahmereſte: Beträge, um die die tatſächlichen Haushaltseinnahmen eines 
Rechnungsjahrs hinter den im Haushaltsplan ausgebrachten Beträgen zu⸗ 
rückgeblieben ſind und mit deren Eingang im nächſten Rechnungsjahre be⸗ 
ſtimmt gerechnet werden kann, ſofern für ſie eine Zweckbeſtimmung im Haus⸗ 
haltsplane des nächſten Rechnungsjahrs nicht vorgeſehen iſt; 

b) Ausgabereſte: Beträge, um die bei übertragbaren Ausgabemitteln die tat⸗ 
ſächlichen Haushaltsausgaben eines Rechnungsjahrs hinter den im Haus⸗ 
haltsplan ausgebrachten Beträgen einſchließlich aus dem abgelaufenen Rech⸗ 
nungsjahr übertragener Ausgabereſte oder abzüglich der Haushaltsvorgriffe 
(Ziffer 28) zurückgeblieben ſind; 

Haushaltsvorgriffe: Beträge, um die die im Haushaltsplane für ein Rechnungs⸗ 
jahr ausgebrachten übertragbaren Ausgabemittel einſchließlich aus dem abge⸗ 
laufenen Rechnungsjahr übertragener Ausgabereſte überſchritten worden ſind und 
die von den im Haushaltsplane des nächſten Rechnungsjahrs für den gleichen 
Zweck vorgeſehenen Ausgabemitteln abgeſetzt werden; 
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29. a) Buchungen: die Eintragung von Beträgen und der die Eintragung er⸗ 
läuternden Angaben in die hierfür beſtimmten Bücher und e 
einer ſtaatlichen Kaſſe; 
b) Umbuchungen: Buchungen, durch die gebuchte Zahlungen von einer Stelle 
auf eine andere übertragen werden; 

30. Belege: Unterlagen, die Buchungen begründen; 

31. rechnungsmäßiger Nachweis: der Nachweis, den eine ſtaatliche Kaſſe durch 
Buchung in der dem Staatshaushaltsplan entſprechenden oder ſonſt vorge⸗ 
ſchriebenen Ordnung über Haushaltseinnahmen und ⸗ausgaben führt; 

32. rechnunglegende Stelle: die Stelle, die zum Zwecke der Rechnungsprüfung den 
Nachweis über Haushaltseinnahmen und ⸗ausgaben führt; 

33. Zahlungsmittel: Bargeld, Schecks und Überweiſungsaufträge in Scheckform; 

34. Kaſſenbeſtand: die Zahlungsmittel einer ſtaatlichen Kaſſe und ihre Guthaben 


beim Poſtſcheckamt und bei Geldanſtalten, ſowie Zinsſcheine und Wertzeichen 


des Staates; ferner ſoweit mit der Kaſſenführung eine Verwaltung von Wert⸗ 

papieren und dergl. verbunden iſt, die hierzugehörigen Werte; 

35. Kaſſenüberſchüſſe: Beträge, um die der Iſtbeſtand den Sollbeſtand überſteigt; 

36. Kaſſenfehlbeträge: Beträge, um die der Iſtbeſtand hinter dem Sollbeſtande 
zurückbleibt; 

37. Kaſſenbeſtandsverſtärkungen: Einzahlungen, die eine ſtaatliche Kaſſe von einer 
anderen ſtaatlichen Kaſſe auf Anfordern erhält, um Auszahlungen leiſten zu 
können; 

38. Ablieferungen: die Abführung von Beträgen an eine übergeordnete ſtaatliche 
Kalle in Zahlungsmitteln, durch Einzahlung auf deren Konto, durch Über- 
weiſung oder durch Anrechnung von Auszahlungsbelegen; 

39. Abrechnung mit übergeordneten Kaſſen: der Nachweis über den Verbleib der 
Haushaltseinnahmen und der Kaſſenbeſtandsverſtärkungen. 

J. Buch 
Aufſtellung des Haushaltsplans 
Der ordentliche und außerordent⸗ 
liche Haushalt 8 3 

1 (1) Der Staatshaushalt zerfällt in den ordentlichen und den eee 

lichen Haushalt. 

(2) Die ordentlichen Haushaltsausgaben des Staates ſind durch die ob felichec 
Haushaltseinnahmen, die außerordentlichen Haushaltsausgaben ſind durch die außer⸗ 
ordentlichen Haushaltseinnahmen zu decken. 

Einzelpläne und Geſamtplan 0 

(1) Der Haushaltsplan beſteht aus den Einzelplänen und dem Geſamtplane. 

(2) Die Einzelpläne enthalten die Haushaltseinnahmen und ⸗ausgaben eines 
einzelnen Verwaltungszweigs oder beſtimmte Gruppen von Haushaltseinnahmen oder 
ausgaben, während der Geſamtplan die Haushaltseinnahmen oder ausgaben der 
einzelnen Pläne in ihren Abſchlußzahlen wiedergibt. 5 

Zergliederung der Einzelpläne 
8 5 

(1) Die Einzelpläne find in Haushaltseinnahmen und ausgaben unter mög⸗ 
lichſter Beſchränkung in Abteilungen und Unterabteilungen (Abſchnitte und Stellen) 
zu gliedern. Auf Abſchnitte ohne Stellen ſind die in dieſem Geſetze für die letzteren 
gegebenen Vorſchriften ſinngemäß anzuwenden. 

(2) Zweck und Anſatz jeder Stelle ſind durch den Haushaltsplan zu beſtimmen. 


Veranſchlagung der Haushalts⸗ 
einnahmen und ⸗ausgaben in 
voller Höhe. Ermittelung der 
reinen Haushaltseinnahmen und 
zausgaben 86 
(1) Die Haushaltseinnahmen und -ausgaben ſind außer in den Fällen des $ 66 


Abſ. 2 getrennt von einander in voller Höhe im Haushaltsplane zu veranſchlagen. 


Weitere Abweichungen find nur ausnahmsweiſe zuläffig; fie find im Haushaltsplane 
beſonders anzuführen und unter Angabe der geſchätzten Haushaltseinnahmen und ⸗aus⸗ 


gaben zu begründen. 

(2) Zur Darſtellung der reinen Haushaltseinnahmen und ⸗ausgaben des Staates 
können in einer beſonderen Spalte des Haushaltsplans Einzahlungen anderer Stellen, 
die der Staat verpflichtet iſt, beſtimmungsgemäß in gleicher Höhe zu verwenden, als 
durchlaufende Poſten aufgeführt werden; in gleicher Weiſe können Auszahlungen, die 
für Rechnung Dritter zu leiſten ſind und ihre in gleicher Höhe erſcheinenden Einnahmen 
behandelt werden. 

Erläuterungen 
8 7 

(1) Alle Haushaltseinnahmen mit weſentlich anderem Anſatz als im Vorjahr, 

alle fortdauernden Haushaltsausgaben, für die nicht im Vorjahr Ausgabemittel in der 


gleichen Höhe bewilligt ſind, ſowie alle einmaligen und außerordentlichen Haushalts 


ausgaben ſind im Haushaltsplane zu erläutern. 

(2) Haushaltsausgaben zur Erfüllung von Verträgen, durch die der Staat zur 
Leiſtung von Auszahlungen über ein Rechnungsjahr hinaus verpflichtet wird, ſind 
bei der erſtmaligen Anforderung von Ausgabemitteln nach Inhalt und Dauer des 
Vertrags zu erläutern. Die Verträge ſind für die Verhandlungen im Volkstage bereit⸗ 
zuhalten. 

(3) Die Vorſchrift des Abſ. 2 gilt nicht für im Rahmen der laufenden Ver⸗ 
waltung abgeſchloſſene, ihrer Natur nach regelmäßig e Verträge. 


Trennung der Haushaltsausgaben 
8 8 
In dem Plane des ordentlichen Haushalts ſind die fortdauernden Haushaltsaus⸗ 
gaben und die einmaligen San haltsgusgahen getrennt voneinander aufzuführen. 
Einſtellung der ordentlichen und 
außerordentlichen Haushalts⸗ 
einnahmen und zausgaben in 
den Haushaltsplan 
8 9 

Ordentliche Haushaltseinnahmen und ausgaben dürfen nur im ordentlichen 
Haushalt, außerordentliche Haushaltseinnahmen und ausgaben nur im außerordent⸗ 
lichen Haushalt ausgebracht werden. Iſt im einzelnen Falle entgegen dieſer Vorſchrift 
verfahren worden, ſo iſt für die Art, zu der die einzelne Haushaltseinnahme oder 
⸗ausgabe gehört, die Ausbringung im Haushaltsplane maßgebend. 

Einſtellung äbertraninret Aus⸗ f 
gabemittel 8 10 

(1) Die Ausgabemittel bei den einmaligen und außerordentlichen Haushalts⸗ 
ausgaben ſind allgemein übertragbar. 

(2) Bei den fortdauernden Haushaltsausgaben dürfen Ausgabemittel als über⸗ 
tragbar nur bezeichnet werden, wenn die Übertragbarkeit eine ſparſame Bewirtſchaftung 
ermöglicht. 

Einſtellung gegenſeitig deckungs⸗ 
fähiger Ausgabemittel 
8 11 

Die gegenſeitige Deckungsfähigkeit iſt auf das notwendigſte Maß zu beſchränken. 
Sie iſt nur dann bei Haushaltsausgaben in den Haushaltsplan einzuſtellen, wenn 
ähnliche oder nahe verwandte Aufgaben zu erfüllen ſind und die Wahl der einen oder 
anderen Stelle haushaltsmäßig nicht von grundſätzlicher Bedeutung iſt. 

Einſtellung von Ausgabemitteln 
für die Inauſpruchnahme aus 
Bürgſchafts⸗ njw. Verträgen 2: 

Wenn mit einer Inanſpruchnahme des Staates aus Bürgſchafts⸗, Gewähr⸗ oder 
anderen ähnlichen wirtſchaftlichen Zwecken dienenden Verträgen zu rechnen iſt, ſo ſind 
in den Haushaltsplan Ausgabemittel in entſprechender Höhe einzuſtellen. 


| 
1 
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| 
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| 
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Getrennte Einſtellung perſönlicher 
Haushaltsausgaben = 
5 8 8 


für Hilfsleiſtungen durch nichtbeamtete Kräfte ſind von einander und von anderen 
Haushaltsausgaben getrennt zu veranſchlagen. Abweichungen ſind nur für nicht⸗ 
beamtete Hilfskräfte zuläſſig und alsdann im Haushaltsplane zu erläutern. 

(2) Die Zahl der für die Ausgabemittel der Beſoldungen maßgebenden plan⸗ 
mäßigen Stellen iſt nach Gruppen getrennt im Haushaltsplan anzugeben. 


Augabe des Geſamtkoſtenauf⸗ 
wandes bei einmaligen und 
außerordentlichen Haushalts⸗ 
ausgaben 


8 14 


Bei allen einmaligen und allen außerordentlichen Haushaltsausgaben, bei denen es ſich 
um die Ausführung einer ſich auf mehrere Jahre erſtreckenden einheitlichen Aufgabe 
handelt, ſollen der geſamte vorausſichtliche Koſtenaufwand ſowie etwaige Beiträge 
Dritter bei der erſtmaligen Einſtellung in den Haushaltsplan in den Erläuterungen 
des Haushaltsplans angegeben werden. 


Einſtellung von Haushaltsaus⸗ 
gaben für bauliche Unterneh⸗ 
mungen 


§ 15 

(1) Einmalige und außerordentliche Haushaltsausgaben für bauliche Unter⸗ 
nehmungen des Staates ſind erſt dann in den Haushaltsplan einzuſtellen, wenn 
Pläne und Koſtenberechnungen oder Koſtenüberſchläge vorliegen, aus denen die Art der 
Ausführung und die Koſten für bauliche Maßnahmen ausreichend erſichtlich ſind. 
Ausnahmen hiervon ſind im Haushaltsplane zu erläutern. 

(2) Die Pläne und Koſtenberechnungen oder Überſchläge ſind für die Verhand⸗ 
lungen im Volkstage bereit zu halten. 


Verbot der Einſtellung unnötiger 
Haushaltsausgaben 


8 16 
In den Haushaltsplan dürfen nur ſolche Haushaltsausgaben aufgenommen 
werden, die für die Aufrechterhaltung der Staatsverwaltung oder zur Erfüllung der 
Aufgaben und der rechtlichen Verpflichtungen des Staates notwendig ſind. 
Vermeidung mehrfacher Anfor⸗ 


9 derung gleicher Haushalts⸗ 
f mittel 


f 8 17 
Für einen und denſelben Zweck ſollen Haushaltsmittel nicht an verſchiedenen 
Stellen des Haushaltsplans veranſchlagt werden. ; 


Ermittelung und Abrundung der 


F 


Anſätze 
5 § 18 
i 5 (1) Regelmäßig wiederkehrende, aber ihrer Höhe nach wandelbare Haushalts- 
5 ; einnahmen und ⸗ausgaben ſollen, wenn ihr Anſatz nicht im voraus berechnet werden 
0 kann, entweder nach dem Durchſchnitte der Haushaltseinnahmen und ⸗ausgaben in 


gewiſſen, der Aufſtellung des Haushalts unmittelbar vorausgegangenen Zeitabſchnitten 
oder nach anderen in den Erläuterungen zum Haushaltsplane mitzuteilenden Grund⸗ 
lagen beranſchlagt werden. 

(2) Die Anſätze der einzelnen Zweckbeſtimmungen ſind bei den Haushaltsein⸗ 
nahmen auf 10 Gulden nach unten, bei den Haushaltsausgaben auf 10 Gulden nach 
oben abzurunden. 


(1) Ausgabemittel für Beſoldungen, für Hilfsleiſtungen durch beamtete oder . 
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Staatsbetriebe 8 8 19 


(1) Staatsbetriebe oder Teile von ſolchen, die mit Rückſicht auf ihren Wirt⸗ 
ſchaftszweck und ihren Umfang kaufmänniſch eingerichtet ſind, dürfen anſtelle einer 
getrennten Veranſchlagung der Haushaltseinnahmen und ausgaben mit ihrem vor⸗ 
ausſichtlichen Endergebnis in den Haushaltsplan aufgenommen werden. Der zu⸗ 
ſtändige Senator beſtimmt im Einvernehmen mit dem Finanzſenator, nach welchen 
Grundſätzen das vorausſichtliche Endergebnis zu ermitteln iſt. 

(2) Soweit in dieſen Betrieben planmäßige Beamte beſchäftigt werden, ſind die 
erforderlichen Stellen im Haushaltsplane nachrichtlich aufzuführen. 

Aufſtellung und Einreichung der 
Voranſchlüge 
Ss 20 

Die Voranſchläge für die Aufſtellung des Entwurfs des Haushaltsplans ſind 
von den Senatoren für ihren Verwaltungszweig nach dem vom Finanzſenator feſt⸗ 
gelegten Muſter des Entwurfs des Haushaltsplans aufzuſtellen; ſie ſind mit den 
Unterlagen für die Aufſtellung der Voranſchläge für die Einzelpläne, die beſtimmte 
Gruppen von Haushaltseinnahmen und ausgaben enthalten, zu einem vom Finanz⸗ 
ſenator zu beſtimmenden Zeitpunkte, dieſem zu überſenden. 


Aufſtellung des Entwurfs des 
Haushaltsplans 
8 21 
(1) Der Finanzſenator prüft unter eigener Beranknnritiäten die Voranſchläge 
der einzelnen Senatoren und ſtellt den Entwurf des Staatshaushaltsplans auf. Da⸗ 
bei kann er Anmeldungen, die er nicht für begründet erachtet, nach Benehmen mit den 
beteiligten Senatoren ändern oder fortlaſſen. Über Fragen von grundſätzlicher oder 
ſonſt erheblicher Bedeutung kann von den beteiligten Senatoren ſchon vor der Fertig⸗ 
ſtellung des Entwurfs des Haushaltsplans jederzeit die Entſcheidung des Senats ein⸗ 
geholt werden. Auf die Beſchlußfaſſung des Senats findet §S 22 Ab. 3 Anwendung. 
(2) Verſpätet eingehende Anmeldungen von Haushaltsausgaben dürfen nur aus⸗ 
nahmsweiſe in den Entwurf eingeſtellt werden. 


Be des Entwurfs des 
Haushaltsplans 
8 22 

(1) Der Entwurf des Haushaltsplans wird durch den Senat feſtgeſtellt. 

(2) Haushaltsausgaben und Vermerke, deren Aufnahme in den Haushaltsplan 
der Finanzſenator abgelehnt hat, unterliegen der Beſchlußfaſſung des Senats auf An⸗ 
trag des zuſtändigen Senators, jedoch nur, wenn es ſich um Angelegenheiten von 
grundſätzlicher oder ſonſt erheblicher Bedeutung handelt. 

(3) Beſchließt der Senat gegen die Stimme des Finanzſenators, eine Haushalts⸗ 
ausgabe oder einen Vermerk in den Entwurf des Haushaltsplans einzuſtellen, ſo ſteht 

dem Finanzſenator ein Widerſpruchsrecht zu. Die Haushaltsausgaben und der Ver⸗ 
merk dürfen alsdann in den Entwurf des Haushaltsplans nur aufgenommen werden, 
wenn dies in erneuter Abſtimmung von der . ſämtlicher Senatoren beſchloſſen 
wird. 


Vorlage des Entwurfs des Haus⸗ 
haltsplans an den Bollstag 


8 23 
Der Entwurf des Haushaltsplans ſoll mit dem Entwurf eines Haushaltsgeſetzes 
dem Volkstage ſpäteſtens am 15. Dezember vor Beginn des Rechnungsjahrs, für 
welches er nach der Verfaſſung gelten ſoll, zur Beſchlußfaſſung vorgelegt werden. 


9 


Vorlage eines Nachtrags zum 
Haushaltsplane 


8 24 
Die Vorſchriften der SS 20—22 gelten ſinngemäß für die Vorlage eines Nach⸗ 
trags zum Haushaltsplane. 
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Veröffentlichung des Haushalts⸗ 
eſetzes und Mitteilung des 
Haushaltsplans an das Staat⸗ 
liche Rechnungsprüfungsamt 
8 25 


(1) Nach der geſetzlichen Feſtſtellung des Haushaltsplans iſt der Geſamtplan als 
Anlage zu dem Haushaltsgeſetz im Geſetzblatte zu veröffentlichen. 
(2) Der Haushaltsplan iſt nach der geſetzlichen Feſtſtellung dem Staatlichen 
Rechnungsprüfungsamt vom Finanzſenator mitzuteilen. 


II. Buch 


Ausführung des Haushaltsplans 
Mitteilung des Haushaltsplans 
an die zuſtändigen Verwal⸗ 8 26 
tungszweige 
(1) Der Finanzſenator überſendet den zuſtändigen Senatoren und den rechnung⸗ 
legenden Stellen je einen beglaubigten Abdruck des für deren Verwaltungsbereich 
maßgebenden Einzelplans und teilt ihnen mit, welche Teile von Einzelplänen, die 
beſtimmte Gruppen von Haushaltseinnahmen und ⸗ausgaben enthalten, und in 
welcher Höhe Haushaltsmittel, die in einer beſtimmten Zweckbeſtimmung für die ge⸗ 
ſamte Staatsverwaltung zuſammengefaßt ſind, auf ſie entfallen. 
(2) Die Senatoren verteilen die Haushaltsmittel und Planſtellen, ſoweit ſie 
ſie nicht ſelbſt bewirtſchaften, auf die nachgeordneten Behörden. 


Anſprüche und Verbindlichkeiten 
Dritter 
8 27 
Durch det Haushaltsplan werden Anſprüche Dritter oder Verbindlichkeiten 
Dritter weder begründet noch aufgehoben. 


Verwaltung der Haushaltsein⸗ 
nahmen und ⸗ausgaben 
8 8 28 


(1) Die Haushaltseinnahmen und ausgaben werden nach dem Haushaltsgeſetze 
ſowie nach dem Haushaltsplan und etwaigen Nachträgen zum Haushaltsplane ver⸗ 
waltet. Dem Haushaltsplane ſind in dieſem Sinne die Geſetze gleichzuachten, die 
eine Haushaltseinnahme oder ausgabe anordnen. 

(2) Die Haushaltsmittel find wirtſchaftlich und ſparſam zu verwalten; fie dürfen 
bei den einzelnen Zweckbeſtimmungen nur ſoweit in Anſpruch genommen werden, als 
ſie zur wirtſchaftlichen Führung der Staatsverwaltung erforderlich ſind. 


Verwendung der Haushaltsein⸗ 
nahmen 
8 29 

(1) Alle Haushaltseinnahmen dienen als Verwendungsmittel für die geſamten 
Haushaltsausgaben des Staates, ſoweit nicht im Haushaltsplan oder in Geſetzen 
etwas anderes vorgeſchrieben iſt. 

(2) Der Erlös aus veräußerten Grundſtücken iſt, ſoweit nicht im Haushaltsplan 
etwas anderes vorgeſehen iſt, zur Erhöhung des Wertes des ſtaatlichen Grundbeſitzes 
zu verwenden. 


dalle der Ausgabe⸗ 


8 30 
(1) Die Ausgabemittel dürfen nur zu dem im Haushaltsplane bezeichneten 
Zwecke, ſoweit und ſolange dieſer fortdauert, und nur innerhalb des Rechnungsjahrs 
in Anſpruch genommen werden. 
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(2) Nicht in Anſpruch genommene Beträge von übertragbaren Ausgabemitteln 
bleiben ſolange zur Verfügung, als Ausgabemittel für den gleichen Zweck in den 
folgenden Rechnungsjahren bewilligt werden, bei einmaligen und außerordentlichen 
Haushaltsausgaben jedoch bis zum Rechnungsabſchluſſe für das auf die Schlußbewil⸗ 
ligung folgende dritte Rechnungsjahr. 


Vorſchüſſe 
8 31 


(1) Vorſchüſſe dürfen nur ausgezahlt werden, wenn die Auszahlung haushalts⸗ 
mäßig noch nicht behandelt werden kann, aber anzunehmen iſt, daß der Vorſchuß dem⸗ 
nächſt zur haushaltsmäßigen Abwickelung gelangen muß. 


(2) Sollen Vorſchüſſe im Betrage von 3000 Gulden oder darüber im einzelnen 
oder im ganzen für denſelben Zweck ausgezahlt W ſo iſt die vorherige Zu⸗ 
ſtimmung des Finanzſenators einzuholen. 


Vorleiſtung von Beträgen 
i 8 32 
Leiſtungen des Staates vor Empfang der Gegenleiſtung dürfen nur vereinbart 
oder bewirkt werden, ſoweit dies im allgemeinen Verkehr üblich oder durch beſondere 
Umſtände gerechtfertigt iſt. Der Finanzſenator kann einheitliche Grundſätze hierfür 
aufſtellen. 


Darlehen 
Ss 33 
Darlehen dürfen nur nach Maßgabe geſetzlicher Vorſchriften Ds des Haushalts- 
plans im Benehmen mit dem Finanzſenator gewährt werden, der auch die kaſſen⸗ 
mäßige Behandlung regelt. 


Beſtreitung der Haushaltsaus⸗ 
gaben aus bewilligten Aus⸗ 
gabemitteln 
8 34 


(1) Die im Haushaltsplane zur Verfügung geſtellten Ausgabemittel müſſen fo 
verwaltet werden, daß aus ihnen alle Haushaltsausgaben beſtritten werden, die unter 
die einzelnen Zweckbeſtimmungen fallen. 


(2) Ordnet ein Beamter oder Angeſtellter entgegen dieſer Vorſchrift eine Aus⸗ 
zahlung an oder trifft er eine Maßnahme, durch die eine ſolche Auszahlung not⸗ 
wendig wird, und erkennt er oder muß er erkennen, daß durch die Maßnahme oder 
Auszahlung eine Überſchreitung der zugewieſenen Ausgabemittel oder eine nachträg⸗ 
trägliche Bewilligung von Ausgabemitteln für die gleiche Zweckbeſtimmung ſpäter un⸗ 
vermeidlich wird, ſo haftet er für die von ihm veranlaßte Auszahlung in gleicher 
Weiſe, wie wenn dieſe bereits eine Haushaltsüberſchreitung darſtellte. Dies gilt nicht, 

wenn die Auszahlung oder Maßnahme nach Lage der Sache unbedingt erforderlich war. 


Verbot der Ueberſchreitung außer⸗ 
ordentlicher Haushaltsausgaben 
8 35 


Außerordentliche Haushaltsausgaben dürfen nicht überſchritten werden. 


Behandlung von überplaumüßigen 
und außerplanmäßigen Haus⸗ 
haltsausgaben 
§ 36 
(1) Überplanmäßige und außerplanmäßige Haushaltsausgaben einſchließlich der 
Haushaltsvorgriffe ſowie Maßnahmen, durch die für den Staat Verbindlichkeiten 
entſtehen können, für die Ausgabemittel im Haushaltsplane nicht vorgeſehen ſind, be⸗ 
dürfen der vorherigen Zuſtimmung des Finanzſenators. Sie darf nur ausnahmsweiſe 
im Falle eines unvorhergeſehenen und unabweisbaren Bedürfniſſes erteilt werden. 
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(2) Beamte und Angeſtellte, die ſchuldhaft entgegen der Vorſchrift des Abſ. 1 
eine Maßnahme anordnen oder eine Auszahlung anweiſen, zu der der Staat nicht 
rechtlich verpflichtet iſt, ſind zum Schadenserſatze verpflichtet. Die Erſatzpflicht tritt 
nicht ein, wenn der Beamte oder Angeſtellte zur Abwendung einer nicht vorherſeh⸗ 
baren, dem Staate drohenden, dringenden Gefahr ſofort handeln mußte und hierbei 
nicht über das durch die Notlage gebotene Maß hinausgegangen iſt. Sie entfällt 
ferner, wenn dem Finanzſenator von der Maßnahme oder Anweiſung unverzüglich 
Mitteilung gemacht wird und er daraufhin der überplanmäßigen oder außerplan⸗ 
mäßigen Ausgabe zuſtimmt. 


Begleichung von Mehrbedürfniſſen 
bei als gegenſeitig deckungsfähig 
bezeichneten Ausgabemitteln 
S 37 
Mehrbedürfniſſe bei Ausgabemitteln, die im Haushaltsplan als gegenſeitig 
deckungsfähig bezeichnet ſind, dürfen durch Erſparniſſe bei anderen Ausgabemitteln, 
mit denen ſie als deckungsfähig bezeichnet worden ſind, ausgeglichen werden. 


Behandlung von als künftig weg⸗ 
fallend bezeichneten Ausgabe⸗ 
mitteln 


§ 38 
(1) Ausgabemittel, die im Haushaltsplan als künftig wegfallend bezeichnet ſind, 
dürfen von dem Zeitpunkt an, mit dem die Vorausſetzung für ihren Wegfall erfüllt 
iſt, nicht mehr in Anſpruch genommen werden. 
(2) Sind im Haushaltsplane planmäßige Stellen ohne nähere Erläuterung als 
künftig wegfallend bezeichnet, ſo dürfen freiwerdende Stellen dieſer Gattung nicht 
wieder beſetzt werden. 


Bewilligung von Dienſtbezügen 
8 39 
Dienſtbezüge dürfen nur nach Maßgabe der darüber beſtimmenden Geſetze und 
nur, wenn in den Haushaltsplan die Ausgabemittel dazu eingeſetzt worden ſind, be— 
2 willigt werden. 


Vergütungen an planmäßige 
Beamte 


8 40 
Vergütungen an planmäßige Beamte dürfen aus Ausgabemitteln für Hilfs⸗ 
leiſtungen nicht gewährt werden. 


Ueberlaſſung von Dienſt⸗ 
wohnungen 
8 41 
Dienſtwohnungen dürfen nur nach Maßgabe des Haushaltsplans und des Be⸗ 
ſoldungsgeſetzes überlaſſen werden. 


5 Ueberlaſſung von Mietwohnungen 
| und ſonſtigen Nutzungen a 
8 42 

b Mietwohnungen, ſonſtige Nutzungen und Sachbezüge dürfen an Beamte nur 
| gegen angemeſſenes Entgelt überlaſſen werden, wenn nicht durch Geſetz oder den 
% = Haushaltsplan etwas anderes beſtimmt iſt. ; 


Aibſchluß von Verträgen mit 
Beamten oder Angeſtellten 


a § 43 
Mit Beamten oder Angeſtellten des Staates dürfen von dem Verwaltungszweige, 
dem ſie angehören, Verträge nur mit Genehmigung des zuſtändigen Senators ge⸗ 
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ſchloſſen werden; dieſer kann ſeine Befugnis auf nachgeordnete Stellen übertragen. ö 
Die Einſchränkung gilt nicht für die Beamten der Verkehrsverwaltungen, ſoweit ſie . 
die Verkehrseinrichtungen gegen Bezahlung der allgemein feſtgeſetzten Preiſe und Ge⸗ 

bühren benutzen. 


Oeffentliche Ausſchreibung. 
8 44 
Den Verträgen, die für Rechnung des Staates 0 werden, ſoll eine öffent⸗ 
liche Ausſchreibung vorhergehen, ſofern nicht die Natur des Geſchäftes oder beſondere 
Umſtände eine Abweichung hiervon rechtfertigen. 


Ausführung von Bauten 
8 45 i 

Der Ausführung von Bauten find ausführliche Zeichnungen und ren 
zugrunde zu legen, es ſei denn, daß es ſich um unbedeutende Bauvorhaben handelt. 
In den Zeichnungen und Berechnungen darf von den in § 15 bezeichneten Unter- 
lagen ohne Zuſtimmung des Senats nur inſoweit abgewichen werden, als die 
Anderung und eine etwa dadurch bewirkte Überſchreitung der Ausgabemittel nicht f 
erheblich find. Die Vorſchriften der SS 34—36 bleiben unberührt. 


Veräußerung von Staatseigentum 
§ 46 

(1) Gegenſtände, die im Eigentume des Staates ſtehen, dürfen nur gegen einen, 
dem vollen Wert entſprechenden Preis veräußert werden. Der Finanzſenator iſt be- 
fugt, Ausnahmen hiervon zuzulaſſen, wenn es im dringenden Staatsintereſſe geboten 
iſt und der Wert der im einzelnen Falle veräußerten Gegenſtände den Wert von ins⸗ 
geſamt 1000 Gulden nicht überſchreitet. Weitergehende Abweichungen bedürfen der 
Genehmigung durch den Senat. 

(2) Grundſtücke oder Teile von ſolchen, ſowie Anteile an geſellſchaftlichen Unter- 
nehmungen dürfen nur mit vorheriger Zuſtimmung des Finanzſenators veräußert f ] 
werden. | 

(3) Die Veräußerung von Grundſtücken oder Anteilen an geſellſchaftlichen Unter- | 
nehmungen jeder Art von erheblichem Wert oder von beſonderer Bedeutung, ins⸗ | 
beſondere von Grundſtücken, die einen beſonderen künſtleriſchen, geſchichtlichen oder kultu⸗ 4 
rellen Wert haben, bedarf in jedem Falle der vorherigen Zuſtimmung des Senats. 

(4) Ein Tauſch von Gegenſtänden iſt nur zuläſſig, wenn er aus wirtſchaftlichen 
Rückſichten geboten iſt; er bedarf der vorherigen Zuſtimmung des Finanzſenators. 
Die Vorſchrift des Abſ. 3 gilt ſinngemäß. 


Beteiligung an Unternehmen 


§ 47 

(1) Der Staat ſoll ſich an einem Unternehmen mit eigener Rechtsperſönlichkeit, 
das einen gewerblichen oder ſonſtigen wirtſchaftlichen Betrieb von erheblichem Umfange 
zum Gegenſtande hat, außer im Falle des Abſ. 4 nur beteiligen, wenn für das Unter⸗ 
nehmen die Form einer Aktiengeſellſchaft, einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 
oder einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, bei der ſatzungsgemäß ein Aufſichtsrat 
zu beſtellen iſt, gewählt wird. 

(2) Die Beteiligung iſt nur ausnahmsweiſe zuläſſig, wenn ein wichtiges In⸗ 
tereſſe des Staates vorliegt, die Inanſpruchnahme der Staatsmittel nicht zu einem 
Nachteile für den Staat führt und das vom Staat angeſtrebte Ziel ſich nur durch eine 
ſolche Beteiligung erreichen läßt; ſie bedarf der Zuſtimmung des Senats. 

(3) Der Staat ſoll ſich das Recht zur Beſtellung eines oder mehrerer Auffichts- 
ratsmitglieder ausbedingen. Die Geſellſchaft ſoll ſatzungsmäßig verpflichtet werden, 
das Unternehmen von einer durch den Aufſichtsrat der Geſellſchaft beauftragten, dem 
Senate genehmen Treuhandgeſellſchaft prüfen zu laſſen. 

(4) An einer Genoſſenſchaft im Sinne des Geſetzes, betreffend die Erwerbs⸗ und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften vom 1. Mai 1889 (Reichsgeſetzbl. S. 55), ſoll ſich der 
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Staat als Genoſſe nur beteiligen, wenn die Haftpflicht der Genoſſen für die Ver⸗ 


bindlichkeiten der Genoſſenſchaft durch Statut im voraus auf eine beſtimmte Summe 
beſchränkt iſt. 


Bürgſchaftsverträge 
8 48 

In Bürgſchafts⸗, Gewähr⸗ oder anderen, ähnlichen wirtſchaftlichen Zwecken 
dienenden Verträgen iſt für den Staat das Recht auszubedingen, die Unternehmen 
der Beteiligten durch eigene Organe oder, ſoweit erforderlich, durch beſondere Sad)- 
verſtändige jederzeit einer Buch⸗ und Betriebsprüfung zu unterziehen, um feſtzuſtellen, 
ob eine Inanſpruchnahme des Staates in Frage kommen kann oder die Voraus⸗ 
ſetzungen für eine ſolche vorliegen oder vorgelegen haben. Ein gleiches Prüfungsrecht 
iſt für das Staatliche Rechnungsprüfungsamt auszubedingen. Ausnahmsweiſe kann mit 
Zuſtimmung des Finanzſenators davon abgeſehen werden, ein Prüfungsrecht aus⸗ 
zubedingen, wenn die Natur des Vertrags es erfordert. 


Aenderung von Verträgen 
a) ohne Nachteil für den Staat 
8 49 
Der zuſtändige Senator kann einen von ihm oder einer nachgeordneten Behörde 

abgeſchloſſenen Vertrag ändern oder aufheben, wenn dem Staate dadurch kein Nachteil 
erwächſt oder wenn dem Vertragsgegner nach Lage des einzelnen Falles ein Rechts⸗ 
anſpruch darauf zuſteht. Iſt die Rechtslage zweifelhaft und erſcheint der Abſchluß eines 
Vergleichs für den Staat zweckmäßig und wirtſchaftlich, ſo iſt ein ſolcher anzuſtreben; 
der Zuſtimmung des Finanzſenators bedarf es nur, wenn für die auf Grund des Ver: 
gleichs zu leiſtenden Auszahlungen im Haushaltsplan ausreichende Ausgabemittel 
nicht ausgebracht ſind ($ 36). 8 


b) zum Nachteil des Staates 
: § 50 

(1) Ein Vertrag darf zum Nachteil des Staates freiwillig nur geändert oder 
aufgehoben werden, wenn im Falle ſeiner Erfüllung der Vertragsgegner infolge un⸗ 
verſchuldeter Umjtände, die während der Dauer des Vertrags eingetreten ſind und 
von ihm auch nicht vorausgeſehen werden konnten, nachweislich in eine ſein wirtſchaft⸗ 
liches Daſein gefährdende Lage gebracht würde; dieſer Grund iſt im allgemeinen nicht 
anzuerkennen, wenn der Vertragsgegner von einem ihm auttchenden Kündigungsrechte 
keinen Gebrauch gemacht hat. 

(2) Die Entſcheidung trifft der zuſtändige Senator im Einvernehmen mit dem 
Finanzſenator nach Lage des einzelnen Falles unter Berückſichtigung der wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe des Vertragsgegners und der Finanzlage des Staates. 

Stundung 
§ 51 

(1) Forderungen des Staates, die auf Geſetz oder Verordnung beruhen, dürfen nur 
geſtundet werden, wenn der Schuldner nicht in der Lage iſt, die ganze Schuld ſofort 
zu tilgen und eine Zwangsvollſtreckung eine beſondere Härte für ihn bedeuten würde, 
oder wenn ſicherer Anhalt dafür beſteht, daß eine ſofortige Zwangsvollſtreckung er⸗ 
folglos ſein würde, im Falle der Stundung aber der geſtundete Betrag nach Ablauf 
der Stundungsfriſt entrichtet werden wird. 

(2) Beim Abſchluß eines Vertrages darf Stundung nur gewährt werden, wenn 
ſie bei Verträgen gleicher Art allgemein üblich iſt, wenn ſie für den Staat von Nutzen 
iſt, insbeſondere dadurch ein für den Staat günſtigerer Preis erzielt wird oder wenn 
ſie in beſonders begründeten Ausnahmefällen mit Rückſicht auf die Verhältniſſe des 
Vertragsgegners geboten erſcheint. 

(3) In den Fällen des Abſ. 1 und 2 entſcheidet der zuſtändige Senator; in 
Zweifelsfällen, in Fällen von grundſätzlicher Bedeutung oder großer geldlicher Trag⸗ 
weite oder wenn Beträge von mehr als 5000 G für länger als 6 Monate nach dem 
Jahresabſchluſſe geſtundet werden ſollen, iſt die Zuſtimmung des Finanzſenators ein⸗ 
zuholen. 
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(4) Für die Stundung bei der Durchführung von Verträgen gilt $ 50 ſinngemäß. 

(5) Geſtundete Beträge ſind nicht unter dem Bankdiskont der Bank von Danzig 
zu verzinſen. Von der Erhebung von Zinſen kann ausnahmsweiſe abgeſehen werden, 
wenn der Schuldner dadurch in ſeiner wirtſchaftlichen Lage ſchwer geſchädigt würde. 
Abſ. 1—4 gelten ſinngemäß. 

(6) Unberührt bleiben anderweitige geſetzliche Vorſchriften über die Stundungen 
und den Aufſchub von Forderungen des Staates fowie den Vorſchriften über die 
Stundungen bei der Juſtizverwaltung. i 


Erlaß von Vertragsſtrafen 


Niederſchlagung 


N § 52 

(1) Eine Vertragsſtrafe kann, wenn dem Staate dadurch, daß ein Vertrag nicht 
oder nicht ordnungsgemäß erfüllt iſt, kein Nachteil entſtanden iſt, ganz oder teilweiſe 
erlaſſen werden, ſofern der Vertragsgegner weder böswillig noch grobfahrläſſig ge⸗ 
handelt hat und die Entrichtung der Vertragsſtrafe für ihn eine unbillige Härte be⸗ 
deuten würde. 

(2) Iſt dem Staate 9 daß ein Vertrag nicht oder nicht ordnungsgemäß 
erfüllt iſt, ein Nachteil entſtanden, ſo gilt Abſ. 1 für den Teil der Vertragsſtrafe, der 
den dem Staat entſtandenen Nachteil überſteigt; im übrigen gilt S 50 Abſ. 1 ſinn⸗ 
gemäß. 

(3) Über den Erlaß der Vertragsſtrafe entſcheidet der zuſtändige Senator. In 
den Fällen des Abſ. 2 bedarf der zuſtändige Senator der Zuſtimmung des Finanz⸗ 
ſenators. 

(4) Eine bereits entrichtete Vertragsſtrafe darf nur erſtattet werden, wenn der 
Antrag auf Erlaß der Vertragsſtrafe bereits vor deren Entrichtung geſtellt war oder 
wenn zwingende Gründe die verſpätete Vorlage des Antrages rechtfertigen. Im 
übrigen gelten Abſ. 1—3 ſinngemäß. 


8 53 
- (1) Der Senat kann den Verzicht des Staates auf eine einziehbare Forderung be⸗ 
ſchließen, ſofern die Einziehung nach Lage des einzelnen Falles für den Schuldner eine 
beſondere Härte bedeuten würde. 
(2) Unberührt bleiben die für die Juſtizverwaltung beſtehenden Sondervorſchriſten. 


Einſtellung des Einziehungs⸗ 


verfahrens 


Gliederung der Kaſſen 


8 54 

(1) Sit eine fällige Forderung des Staates wegen der wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe des Schuldners oder aus anderen Gründen 6. B. Tod, Auswanderung), nach⸗ 
weislich dauernd nicht einziehbar, ſo hat die höhere Verwaltungsbehörde davon abzu⸗ 
ſehen, den Anſpruch weiter zu verfolgen. Die zuſtändige Kaſſe iſt erforderlichenfalls 
entſprechend zu benachrichtigen. Der Nachweis dient als Beleg für die Rechnungs⸗ 
prüfung. Der zuſtändige Senator kann ſich die Entſcheidung vorbehalten; er kann 
auch beſtimmen, daß die zuſtändige Behörde, auch wenn ſie eine untere Verwaltungs⸗ 
behörde iſt, die Entſcheidung ſelbſt trifft. 

(2) Iſt eine fällige Forderung des Staates wegen der wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe des Schuldners vorübergehend nicht einziehbar, ſo kann der zuſtändige Se⸗ 
nator, ſoweit nicht Stundung gewährt wird, einſtweilen davon abſehen, den Anſpruch 
weiter zu verfolgen; die zuſtändige Kaſſe iſt erforderlichenfalls entſprechend zu benach⸗ 
richtigen. Die Befugnis kann auf die höheren Verwaltungsbehörden übertragen 
werden. 

(3) Unberührt bleiben anderweitige geſetzliche Vorſchriften. 

III. Buch 
Kaſſen⸗ und Buchführung und Rechnungslegung 


§ 55 
(1) Die Kaſſen gliedern ſich in 
1. die Staatshauptkaſſe, 
2. ſoweit erforderlich, Oberkaſſen, 
3. Amtskaſſen. 
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(2) Die Staatshauptkaſſe iſt die Kaſſe, bei der die Haushaltseinnahmen und 
ausgaben aller Verwaltungszweige zuſammengefaßt werden. 

(3) Oberkaſſen ſind die Kaſſen, bei denen die Haushaltseinnahmen und ⸗aus⸗ 
gaben der ihnen nachgeordneten Kaſſen zuſammengefaßt werden, 

(4) Amtskaſſen find alle übrigen Kaſſen. 

(5) Ein verwaltungsmäßiges Über⸗ und Nachordnungsverhältnis beſteht zwiſchen 
den einzelnen Kaſſen nicht; im Ablieferungs⸗ und Abrechnungsverkehr haben die Amts⸗ 
kaſſen den Weiſungen der Oberkaſſen, die Amtskaſſen und die Oberkaſſen den Wei⸗ 
ſungen der Staatshauptkaſſe nachzukommen. 


Aufgaben der Kaſſen 5 
Ss 56 

(1) Die Kaſſen haben die Haushaltseinnahmen und ⸗ausgaben, ſowie die ſonſtigen 
Zahlungen richtig und vollſtändig zu erheben und zu leiſten; ſie haben die Zahlungen 
zu buchen und die dazu gehörigen Belege zu ſammeln. Die Amtskaſſen und Oberkaſſen 
haben die von ihnen angenommenen Einzahlungen an die Staatshauptkaſſe abzuliefern, 
ſoweit ſie ſie nicht zu anderen Auszahlungen für den Staat verwenden und bei Bedarf 
Kaſſenbeſtandsverſtärkungen anzufordern. Die Amtskaſſen haben mit der Oberkaſſe, 
Amtskaſſen, denen eine Oberkaſſe nicht übergeordnet iſt, und die Oberkaſſen haben mit 
der Staatshauptkaſſe abzurechnen. Der Finanzſenator, der in allen kaſſentechniſchen 
Fragen als oberſte Inſtanz zu hören iſt, beſtimmt, über welche Haushaltseinnahmen 
und ⸗ausgaben des Staates die einzelnen Kaſſen den rechnungsmäßigen Nachweis 
führen und welche Stellen Rechnung legen. 

(2) Über die Behandlung von Wertgegenſtänden trifft Beſtimmung der zuſtän⸗ 
dige Senator im Einvernehmen mit dem Finanzſenator. 


Zahlungen nur auf Grund von 
Anordnungen 8 57 


(1) Die Kaſſen dürfen nur auf Anordnung des zuſtändigen Senators oder der 
von ihm im Einvernehmen mit dem Finanzſenator mit ſelbſtändiger Anordnungs⸗ 
befugnis ausgeſtatteten Beamten Einzahlungen annehmen und Auszahlungen leiſten. 

(2) Die Unterſchrift der Senatoren und der ſonſtigen anordnungsbefugten Be⸗ 
amten ſind der Kaſſe mitzuteilen. a a 

Buchführung 8 58 

(1) Die Zahlungen ſind ſowohl der Zeitfolge nach als auch nach der ſachlichen 
Zugehörigkeit (Haushaltsplan, Hinterlegungen, Vorſchuß, Abrechnung) zu buchen. 

(2) Für die Buchungen nach der Zeitfolge dienen die Zeitbücher, für die zweite 
Art der Buchungen die Sachbücher; daneben können Hilfsbücher geführt werden. 


Belege für die Zahlungen 
N Ss 59 
Alle Auszahlungen ſind zu belegen. Das gleiche gilt für die Einzahlungen, ſoweit 
ſich nicht aus der Natur der einzelnen Einzahlungen etwas anderes ergibt. 


ang der Bücher und Be⸗ 
ege 


§ 60 
Die Bücher und Belege ſind ſicher aufzubewahren. Die Belege ſind ſo zu ordnen, 
daß ſie jederzeit leicht aufgefunden werden können. 


Abſchluß der Bücher, 


brechnung 
a) Arten des Abſchluſſes 
§ 61 
Die Bücher der Kaſſen ſind zu beſtimmten Zeiten abzuſchließen. Es ſind zu 
unterſcheiden der Tagesabſchluß, der Monats⸗ oder Vierteljahresabſchluß und der 
Jahresabſchluß. 
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bp) der Tagesabſchluß 
8 62 


(1) Die Kaſſen ſollen, wenn Zahlungen bewirkt worden ſind, zum Schluſſe der 
Dienſtſtunden einen Tagesabſchluß machen, den Kaſſenbeſtand ermitteln (Kaſſen⸗ 
beſtandsaufnahme) und dem Kaſſenſollbeſtande gegenüber ſtellen. 


(2) Unſtimmigkeiten, die ſich bei der Gegenüberſtellung des Kaſſenbeſtandes mit 
dem Kaſſenſollbeſtand ergeben, ſind aufzuklären. Kaſſenfehlbeträge ſind zu BE 
Kaſſenüberſchüſſe als Hinterlegungen zu behandeln. 


(3) Der Kaſſenleiter hat die Richtigkeit des a anzuerkennen. 


c) Monats⸗, Vierteljahres⸗ und 
Jahresabſchluß, Abrechnung 
° 8 63 

(1) Soweit Ausnahmen nicht zugelaſſen find, haben die Kaſſen ihre Bücher für 
jeden Kalendermonat und für jedes Rechnungsjahr abzuſchließen. Zum Jahresſchluß 
haben die Amtskaſſen und Oberkaſſen mit der Oberkaſſe oder der Staatshauptkaſſe 
abzurechnen. Der Finanzſenator ſetzt den Tag feſt, bis zu dem die Bücher für das 
abgelaufene Rechnungsjahr abzuſchließen ſind. 

(2) Die Amtskaſſen und Oberkaſſen haben über den Jahresabſchluß eine Abſchluß⸗ 
nachweiſung aufzuſtellen. Dieſer hat die Haushaltseinnahmen und ⸗ausgaben in der dem 
Haushaltsplan entſprechenden Ordnung zu enthalten. Die Oberkaſſe und Staatshaupt⸗ 
kaſſe übernimmt auf Grund der Abſchlußnachweiſungen die Haushaltseinnahmen und 
ausgaben in ihre Bücher und bewirkt die ſonſt erforderlichen Eintragungen. 


Kaſſenprüfungen 


ar Ss64 
x (1) Bei den Kaſſen find ordentliche und außerordentliche Kaſſenprüfungen vor⸗ 
zunehmen. 

(2) Durch die Salfenorifungen iſt zu ermitteln, ob der Kaſſenbeſtand mit dem 
Ergebniſſe der Eintragungen in den Zeitbüchern übereinſtimmt, ob die Bücher richtig 
geführt ſind, insbeſondere die Eintragungen in den Sachbüchern denen in den Zeit⸗ 
büchern entſprechen, ob die erforderlichen Belege vorhanden ſind und auch im übrigen 
die Kaſſengeſchäfte ordnungsgemäß erledigt ſind. 


Der zeitliche Nachweis von Haus⸗ 
haltseinnahmen und ⸗ausgaben a 
§ 65 
(1) Die Haushaltseinnahmen und ausgaben ſind für dasjenige Jahr nachzu⸗ 
weiſen, in dem ſie angenommen oder geleiſtet ſind. 
(2) Nach dem Jahresabſchluſſe dürfen Haushaltseinnahmen und ⸗ausgaben für 
das abgelaufene Rechnungsjahr nicht mehr gebucht werden. 


(3) Haushaltseinnahmen oder -ausgaben, die ſich auf einen zum abgelaufenen 
Rechnungsjahre gehörigen Zeitraum beziehen und in dem abgelaufenen Rechnungsjahr 
oder in den erſten Tagen des neuen Rechnungsjahres fällig geworden ſind, ſind bis 
zum Jahresabſchluß für das abgelaufene Rechnungsjahr nachzuweiſen. Das gleiche 
gilt für Haushaltseinnahmen und ⸗ausgaben ohne beſtimmten Fälligkeitszeitpunkt, 
deren Entſtehungsgrund noch in das abgelaufene Rechnungsjahr fällt. 

(4) Vorbehaltlich der endgültigen Buchung auf das folgende Rechnungsjahr iſt 
eine Haushaltseinnahme für einen nach dem 31. März liegenden Zeitraum, die erſt 
nach dem 31. März fällig wird, aber ſchon vor dem 1. Aprill angenommen wird, als 
Hinterlegung zu behandeln. Dies gilt nicht für die Annahme noch nicht fälliger 
Steuern, Zölle und Abgaben. a 


— WIE 
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(5) Auszahlungen auf das Sterbevierteljahr vom Gehalt eines Beamten für die 
in das folgende Rechnungsjahr fallenden Monate ſind zunächſt als Vorſchüſſe zu be⸗ 
handeln. ’ 


(6) Abweichungen von den Vorſchriften der Abſätze 3—5 können durch den 
Haushaltsplan angeordnet werden. 


Buchung der Haushaltseinnahmen 
und ausgaben in voller Höhe 
und an der richtigen Stelle 

N § 66 


(1) Die Haushaltseinnahmen und ⸗ausgaben find in voller Höhe bei der für fie 
vorgeſehenen Stelle zu buchen. Haushaltsausgaben dürfen weder von Haushaltsein⸗ 
nahmen vorweg, noch Haushaltseinnahmen auf Haushaltsausgaben vorweg ange⸗ 
rechnet werden. 


(2) Koſten einer Verſteigerung, Vermeſſung und Abſchätzung ſowie Vermitt⸗ 
lungsgebühren, Beſitzwechſelſteuern, Koſten der Beurkundung von Rechtsgeſchäften, 
der Herrichtung und Verbeſſerung von zum Verkaufe gebrachten Gegenſtänden dürfen 
vorweg von den Haushaltseinnahmen abgezogen werden. In dieſen Fällen müſſen der 

volle Betrag der Haushaltseinnahme und der vorgenommene Abzug an der in Frage 
kommenden Stelle angegeben werden. 


Buchung von Erſtattungen und 
Rückzahlungen 
S 67 


(1) Vereinnahmte Beträge, die von der Staatskaſſe zurückgezahlt werden müſſen, 
ſind als Haushaltsausgaben zu buchen. Erfolgt die Rückzahlung vor dem Jahres⸗ 
abſchluſſe, ſo ſind ſie von den Haushaltseinnahmen abzuſetzen. 

(2) Haushaltsausgaben, die an die Staatskaſſe zurückgezahlt werden, ſind als 
Haushaltseinnahmen zu buchen. Erfolgt die Rückzahlung vor dem Jahresabſchluß oder 
betrifft ſie übertragbare Haushaltsmittel, ſo ſind ſie von der Haushaltsausgabe ab⸗ 
zuſetzen. ; 

(3) Nacherhebungen uſw. an Staatsabgaben find in allen Fällen bei den be= 
treffenden Abgaben zu buchen, nachträglich eingezahlte, ſowie wieder eingezogene An⸗ 
teile an Abgabenerträgen bei den Überweiſungen, Erſtattungen und Vergütungen ſind 
durch Abſetzen von der Haushaltseinnahme, Rückeinnahmen auf Vergütungen bei 
der betreffenden Abgabenart als Haushaltseinnahme zu buchen. 


(4) Bei der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung können angenommene und dem⸗ 
nächſt zurückgezahlte Beträge an Porto, Perſonengeld, Telegrammgebühren uſw. als 
Haushaltsausgaben gebucht werden, auch wenn die Rückzahlung vor dem Jahres⸗ 
abſchluß erfolgt. 


Buchung von bei der Ausführung 
eines Baues ſich ergebende Haus⸗ 
haltseinnahmen 
§ 68 


(1) Bei der Ausführung eines Baues ſich ergebende Haushaltseinnahmen dürfen 
den für den Bau vorgeſehenen Ausgabemitteln inſoweit zugeführt werden, als ſie in 
den im § 15 bezeichneten Unterlagen erfordert und bei der Bemeſſung des Haushalts- 
anſatzes berückſichtigt ſind. 

(2) Wird aus einmaligen oder außerordentlichen Haushaltsausgaben ein Bau 
ausgeführt, jo dürfen bis zum Abſchluſſe der Baurechnung Erlöſe aus der Wieder- 
veräußerung von Grundſtücken oder beweglichen Sachen, die über den dauernden Be⸗ 
darf und über den Koſtenanſchlag hinaus erworben oder hergeſtellt waren, in Höhe 
des für die Erwerbung oder Herſtellung aufgewendeten Betrags den Ausgabemitteln 
zugeführt werden; Mehrerlöſe find unbeſchadet der Vorſchrift des $ 70 bei den Haus- 
haltseinnahmen des außerordentlichen Haushalts zu buchen. 
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Buchung von Gnadenbezügen 
§ 69 Be 
Die auf das Sterbevierteljahr entfallenden Beſoldungen und ſonſtige Dienſtein⸗ 
künfte verſtorbener Beamten ſind an derſelben Stelle wie die Dienſteinkünfte unter 
Berücksichtigung der Beſtimmung des $ 65 Abſ. 5 zu buchen; das gleiche gilt für die 
Gnadenbezüge an Ruhegehältern und Unterſtützungen. 


Buchung von Grundſtückserlöſen : 
SEO 
(1) Haushaltseinnahmen aus der Veräußerung der dem Staate gehörenden 
Grundſtücke ſind, ſofern nicht im Haushaltsplan ausdrücklich etwas anderes vor⸗ 
geſehen iſt, als außerplanmäßige außerordentliche Haushaltseinnahmen zu behandeln. 
(2) Soll der Erlös eines Grundſtücks zum Ankauf eines anderen Grundſtücks 
auf Beſchluß des Senats bereits während des laufenden Rechnungsjahres verwendet 
werden, ſo iſt der Betrag alsbald als außerplanmäßige außerordentliche ee 
einnahme und ausgabe nachzuweiſen. 


Abwicklung von Vorſchüſſen 
: 8 7¹ 5 
Vorſchüſſe müſſen bis zum Ablaufe des zweiten, auf ihre Auszahlung olgenden 
Rechnungsjahrs abgewickelt ſein. Ausnahmen bedürfen der Zuſtimmung des Finanz 
ſenators. 


Buchung von Haushaltsreſten 
n ö Ss 72 
Einnahmereſte und Ausgabereſte ſind, ſoweit nicht eine gleichartige Zweckbe⸗ 
ſtimmung in dem neuen Haushaltsplane vorgeſehen iſt, hinter den planmäßigen Haus⸗ 
haltseinnahmen oder -ausgaben zu buchen. 


Rechnungslegung 
a) Allgemeines d 
8 73 

(1) über die Haushaltseinnahmen und ⸗ausgaben iſt für jedes Rechnungsjahr 
Rechnung zu legen. Der Finanzſenator kann zulaſſen, daß über einzelne Arten von 
einmaligen oder außerordentlichen Haushaltsausgaben für einen längeren Zeitraum 
als einem Rechnungsjahr im Zuſammenhange Rechnung gelegt wird. 

(2) Die Rechnung iſt durch Vorlage der in Frage kommenden Sachbücher und 
der hierzu gehörigen Belege zu legen; als erſter Beleg iſt der beglaubigte Abdruck des 
Einzelplans beizufügen. 

(3) Der Finanzſenator beſtimmt im Benehmen mit dem Staatlichen Rechnungs⸗ 
prüfungsamt die förmliche Einrichtung der Bücher und Belege. 

(4) Der Finanzſenator kann im Benehmen mit dem Staatlichen Rechnungs⸗ 
prüfungsamt Erleichterungen für die Rechnungslegung anordnen. 


Nachweis der Abweichungen vom 
Haushaltsplan 
8 74 i 

(1) Haushaltseinnahmen, die den Anſatz und die aus einem Vorjahre ver⸗ 
bliebenen Einnahmereſte überſteigen (Mehreinnahmen) ſowie Haushaltsausgaben, die 
den Anſatz und die aus einem Vorjahr übernommenen Ausgabereſte überſchreiten 
(Mehrausgaben), ſind überplanmäßig nachzuweiſen. Mehrausgaben bei übertragbaren, 
nicht abzuſchließenden Ausgabemitteln ſind als Vorgriffe nachzuweiſen. 

(2) Übertragbare Haushaltsausgaben ſind inſoweit in Reit zu ſtellen, als ſie 
nicht in Anſpruch genommen worden ſind. 

(3) Haushaltseinnahmen und ⸗ausgaben, die weder unter eine Zweckbeſtimmung 
des Haushaltsplans fallen, noch bei den aus dem Vorjahr übernommenen Einnahme⸗ 
reſten oder Ausgabereſten zu buchen ſind, ſind getrennt von den übrigen Haushalts⸗ 
einnahmen und ausgaben als außerplanmäßig nachzuweiſen. 
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| Ss 75 
Die für Rechnung des Staates angeſchafften Gegenſtände find entweder als ver⸗ 
braucht oder in einem Beſtandsverzeichnis als vorhanden nachzuweiſen. 


Nachweis der angeſchafften Gegen⸗ 
ſtände 


Vorlage einer Nachweiſung von 
nicht abgewickelten Hinterlegun⸗ 
gen und Vorſchüſſen 

\ $ 76 
Hinterlegungen und Vorſchüſſe, die bis zum Jahresabſchluſſe nicht abgewickelt 
ſind, ſind in einer beſonderen Nachweiſung dem Finanzſenator vorzulegen. 


Staatshaushaltsrechnung 
Ss 77 
(1) Nach Abſchluß des Rechnungsjahres ſtellt der Finanzſenator die Allgemeine 
Rechnung über den Staatshaushalt (Staatshaushaltsrechnung) und den Jahres⸗ 
abſchluß auf; er kann ſich hierzu der Staatshauptkaſſe bedienen. 
(2) In der Staatshaushaltsrechnung ſind dem Geſamtplan gegenüber anzugeben 
in Anſehung der Einnahmen: 
die wirklich eingegangenen Haushalts⸗Einnahmen (Iſt⸗Einnahme), 
. die Einnahme⸗Reſte, 
die Summe der Iſt⸗Einnahme und der Einnahme⸗Reſte, 
der im Haushaltsplan angeſetzte Einnahmebetrag (Soll-Einnahme), 
die aus dem Vorjahr übernommenen Einnahme⸗Reſte, 
. die Summe der Soll⸗Einnahme und der übernommenen Einnahme⸗Reſte, 
. der Mehr- oder Minderbetrag der Summe unter Nr. 3 gegenüber der 
Summe unter Nr. 6; 


in Anſehung der Ausgaben: 

. die wirklich geleiſteten Haushalts⸗Ausgaben (Iſt⸗Ausgabe), 

. die Ausgabe⸗Reſte, 

„die Summe der Iſt⸗Ausgabe und der Ausgabe⸗Reſte, 

der im Haushaltsplan angeſetzte Ausgabebetrag (Soll⸗Ausgabe), 

die aus dem Vorjahr übernommenen Ausgabe⸗Reſte, 

die Summe der Soll-Ausgabe und der übernommenen Ausgabe⸗Reſte, 

. der Mehr⸗ oder Minderbetrag der Summe unter Nr. 3 gegenüber der 
Summe unter Nr. 6. 

(3) Der Finanzſenator kann Haushaltseinnahmen, die in dem abgelaufenen 
Rechnungsjahre nicht eingegangen ſind, mit deren Eingang aber im laufenden Rech⸗ 
nungsjahre beſtimmt gerechnet werden kann, als Einnahmereſte behandeln, wenn für 
ſie zwar eine Zweckbeſtimmung im Haushaltsplane des laufenden Rechnungsjahrs 
wieder vorgeſehen, ſie aber bei dieſer nicht mitveranſchlagt worden ſind. 

(4) Der Finanzſenator legt durch den Senat die Staatshaushaltsrechnung mit 
dem Abſchluß dem Volkstage vor und fügt ihr die Überſicht der Staatsſchulden ſowie 
eine Nachweiſung der überplanmäßigen und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
nebſt den Bemerkungen des Staatlichen Rechnungsprüfungsamts bei. 
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Behandlung der Haushaltsüber⸗ 
ſchüſſe und ⸗fehlbetrüge 
8 78 
(1) Ein Überſchuß der geſamten Haushaltseinnahmen leinſchl. Reſte) über die 

geſamten Haushaltsausgaben l(einſchl. Reſte) des ordentlichen Haushalts in einem 

Rechnungsjahr iſt, ſoweit er nicht zur Erhaltung einer Betriebsmittelmaſſe der Staats⸗ 

hauptkaſſe in Höhe von 6 Millionen Gulden erforderlich iſt, entweder zur An⸗ 
Ze ſammlung einer Rücklagemaſſe in Höhe von 5 Millionen Gulden für den Ausgleich 
unvorhergeſehener Mindereinnahmen oder Mehrausgaben des ordentlichen Staats⸗ 
haushalts oder zur Verminderung des Anleihebedarfs oder zur Schuldentilgung zu 
verwenden. 


(2) Bleibt in einem Rechnungsjahr im ordentlichen Haushalte der Geſamtbetrag 
der Haushaltseinnahmen leinſchl. Reſte) hinter dem Geſamtbetrage der Haushalts- 
ausgaben leinſchl. Reſte) zurück, jo iſt ein Haushaltsfehlbetrag in den Haushalts- 
plan für das zweitnächſte Rechnungsjahr als ordentliche Ausgabe einzuſtellen. 


Nicht genehmigte Haushaltsüber⸗ 
ſchreitungen 


$ 79 


(1) Werden überplanmäßige oder außerplanmäßige Haushaltsausgaben nach⸗ 
träglich nicht genehmigt, ſo ſind ſie von den dafür verantwortlichen Perſonen inſoweit 
einzuziehen, als dies nach den geſetzlichen Vorſchriften möglich iſt. 

(2) Über das Veranlaßte iſt dem Volkstage Mitteilung zu machen. 


Buchführung der Betriebe 
8 90 


(1) In Unternehmen der in § 19 bezeichneten Art können die Buchungen nach 
den Regeln der kaufmänniſchen doppelten Buchführung erfolgen. Soweit es der Art 
des Unternehmens entſpricht, iſt neben der kaufmänniſchen doppelten Buchführung eine 
Betriebsbuchführung einzurichten. 

(2) Das Geſchäftsjahr ſoll mit dem Rechnungsjahr übereinftimmen. Ausnahmen 
bedürfen des Einverſtändniſſes des Finanzſenators. 

(3) An die Stelle der Rechnungen treten die Inventur, die Bilge die Gewinn⸗ 
und Verluſtrechnung und die abgeſchloſſenen Geſchäftsbücher. 


IV. Buch 


Rechnungsprüfung 
Ueberwachung und Prüfung der 
Staatshaushaltsführung N 8 8 81 


Die Staatshaushaltsführung wird von dem Staatlichen Rechnungsprüfungsamt 
nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften überwacht; die Überwachung ſchließt die 
Prüfung der Rechnungen in ſich. Die Prüfung iſt vom Beginn des Rechnungsjahres 
an laufend durch Prüfung der Belege und Kaſſenbücher vorzunehmen. 


Anordnung von Erhebungen und 
Erteilung von Auskünften 


8 82 


(1) Das Staatliche Rechnungsprüfungsamt kann zu eiter Unterrichtung Er⸗ 
hebungen an Ort und Stelle über die Einrichtung und Geſchäftsführung der Kaſſen 
und der Verwaltungsbehörden anſtellen. Auch kann es, ſoweit wegen der berwachung 
der Wirtſchaftsführung ein Anlaß dazu gegeben iſt, außerordentliche Kaſſen⸗ und 
Beſtandsprüfungen durch ſeine Prüfungsbeamten vornehmen laſſen. In letzterem 
Falle hat der Leiter des Staatlichen Rechnungsprüfungsamts dem zuſtändigen Sena⸗ 
tor vorherige Mitteilung zu machen, damit ne über die Beteiligung der Verwaltung 
Beſtimmung treffen kann. 


(2) Das Staatliche eg darf von den Verwaltungsbehörden 
die zur Prüfung der Rechnungen und Nachweiſungen oder ſonſt zur überwachung der 
Wirtſchaftsführung für erforderlich erachteten Auskünfte ſowie die Einſendung von’ 
Büchern und Schriftſtücken oder die Vorlegung von Akten, mit Ausnahme der Hand⸗ 
akten der Senatoren, verlangen. 


Gegenſtand der Prüfung 
§ 83 
Der Prüfung durch das Staatliche Rechnungsprüfungsamt unterliegen: 


1. die Rechnungen über die Ausführung des Staatshaushalts 1 der außer⸗ 
1 Haushaltseinnahmen und ⸗ausgaben; 


die Rechnungen über das geſamte nicht in Geld beſtehende Eigentum des Staates; 

. die Bücher und Rechnungsunterlagen der Betriebe des Staates; 

die Bücher und Belege über Hinterlegungen und Vorſchüſſe; 

die Rechnungen über ſolche Anſtalten, Stiftungen und Vermögensmaſſen, die 
lediglich von Staatsbehörden oder Beamten auf Grund amtlichen Auftrags, 
ohne Beteiligung der Anſtalten uſw. bei der Rechnungsprüfung, verwaltet werden 
oder für die durch den Haushaltsplan die Prüfung vorgeſchrieben iſt; 

6. die Rechnungen der Stiftungen, Hoſpitäler und Kirchen, bei denen der Staat 
das Aufſichtsrecht ausübt oder das Protektorat hat. 


Umfang der Prüfungen N 
Ss 84 
Die Prüfung der Rechnungen durch das Staatliche Rechnungsprüfungsamt hat 
ſich darauf zu erſtrecken: 

1. ob der Haushaltsplan einſchl. der dazu gehörigen Unterlagen eingehalten iſt, 

2. ob die einzelnen Rechnungsbeträge ſachlich und rechneriſch in vorſchriftsmäßiger 
Weiſe begründet und belegt ſind, 

3. ob bei der Gewinnung und Erhebung von Haushaltseinnahmen ſowie bei der 
Inanſpruchnahme von Ausgabemitteln, ferner bei der Erwerbung, Benutzung, 
und Veräußerung von Staatseigentum nach den beſtehenden geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften unter Beobachtung der maßgebenden Verwaltungsgrundſätze und unter 
Beachtung der gebotenen Wirtſchaftlichkeit verfahren worden iſt, 

4. ob nicht Einrichtungen unterhalten, Stellen aufrechterhalten oder in ſonſtiger 
Weiſe Ausgabemittel in Anſpruch genommen worden ſind, die ohne Gefährdung 
des Verwaltungszwecks hätten eingeſchränkt oder erſpart werden können. 


Einſchränkung der Prüfung 
| § 85 
Das Staatliche Rechnungsprüfungsamt kann die Prüfung der Rechnungen nach 
ſeinem Ermeſſen beſchränken; es darf auf die Vorlegung von Rechnungsbelegen ver⸗ 
zichten. f 


Uebertragung der Prüfung auf 
andere Stellen 
f § 86 


Das Staatliche Rechnungsprüfungsamt darf Rechnungen, die von geringerer Be- 
deutung ſind oder bei denen nach der Art der in ihnen nachgewieſenen Haushalts⸗ 
einnahmen und ausgaben weſentliche Abweichungen von den maßgebenden geſetz— 
lichen Vorſchriften und den maßgebenden Beſtimmungen in größerer Anzahl nicht zu 
erwarten ſind, von der regelmäßigen jährlichen eigenen Prüfung ausſchließen und den 
Verwaltungsbehörden überlaſſen. Es kann geeignetenfalls hierbei eine vereinfachte oder 
beſchränkte Prüfung zulaſſen. 


Mitteilungen von Vorſchriften, 
Dienſtanweiſungen und dergl. 
an das Staatliche Rechnungs⸗ 
prüfungsamt 
8 87 


(1) Alle Verfügungen des Senats, durch die allgemeine Beſtimmungen über die 
Haushaltseinnahmen oder -ausgaben des Staates gegeben oder ſchon beſtehende ge— 
ändert oder erläutert werden oder durch die die Haushaltseinnahmen und ausgaben 
des Staates berührende Verwaltungseinrichtungen und Unternehmungen geſchaffen 
oder geändert werden, müſſen dem Staatlichen Rechnungsprüfungsamt mitgeteilt 
werden. 

(2) Vor dem Erlaß allgemeiner Dienſtanweiſungen über die Buchführung und 
Verwaltung der Kaſſen, Geräte, Verbrauchsſtoffe, Lagerbeſtände u. dergl. iſt das 
Staatliche Rechnungsprüfungsamt gutachtlich zu hören. Anordnungen über die Führung 
der Sachbücher, die als Rechnung Verwendung finden, ſind im Benehmen mit dem 
Staatlichen Rechnungsprüfungsamt zu erlaſſen. 


186) 


(3) Das Staatliche Rechnungsprüfungsamt darf jederzeit Bedenken, die ſch von 
ſeinem Standpunkt in Bezug auf die vorerwähnten Verfügungen und Anordnungen 
ergeben, geltend machen. 

(4) Alle auf die Rechnungslegung bezüglichen Beſchlüſſe des Volkstages ſind 
dem Staatlichen Rechnungsprüfungsamt zur Kenntnis mitzuteilen. Das gleiche gilt 
für Vereinbarungen, die zwiſchen dem Finanzſenator und den anderen Senatoren über 
die Bewirtſchaftung der Haushaltsmittel getroffen werden, ſoweit ſie für die Rech⸗ 
nungsprüfung von Bedeutung ſind, und ferner für die allgemeinen Leitſätze, die der 
Finanzſenator über die Bewirtſchaftung der Haushaltsmittel erläßt. 


Gutachten des Staatlichen Rech⸗ 
nungsprüfungsamts 
8 88 


oder des Volkstags über Fragen gutachtlich zu äußern, deren Beantwortung für die 
Bewirtſchaftung der Haushaltsmittel durch die Behörden von Bedeutung iſt. 


Die Erinnerungen des Staatlichen 
Rechnungsprüfungsamts und 


N 
| 
| 
Das Staatliche Rechnungsprüfungsamt Hat ſich auf Anſuchen des Senats | 
| 
| 
deren Beantwortung | 


8 89 
(1) Das Staatliche Rechnungsprüfungsamt hat die aus der Prüfung ſich er⸗ 
gebenden Erinnerungen den Verwaltungsbehörden zur Beantwortung und Erledigung 
mitzuteilen. Sachlich unerhebliche Mängel und Verſtöße ſind nur, wenn ihnen eine 
grundſätzliche Bedeutung beiwohnt, zum Gegenſtand einer Erinnerung zu machen oder 
ohne Verlangen einer Beantwortung zur Kenntnis der Verwaltungsbehörde Se des 
Buchführers zu bringen. 


(2) Die Erinnerungen des Staatlichen Rechnungsprüfungsamts ſind innerhalb der 
von ihm feſtgeſetzten Friſt zu beantworten; nötigenfalls hat, ſofern es keine Nachfriſt 
gewährt hat, der Senat das erforderlich Erſcheinende zu veranlaſſen. 


Anhören des Staatlichen Rech⸗ 
nungsprüfungsamts bei der 
Niederſchlagung uſw. von Rech⸗ 
nungsfehlbeträgen 
; 8 90 5 
Das Staatliche Rechnungsprüfunsgamt iſt vor der Einſtellung des Einziehungs⸗ 
verfahrens ($ 54) von Rechnungsfehlbeträgen, die von dem Staatlichen Rechnungs⸗ 
prüfungsamt bei der Rechnungsprüfung feſtgeſtellt werden oder vor deren Nieder- 
ſchlagung ($ 53) anzuhören. 


Verzicht auf Einziehung und Aus⸗ 
zahlung geringfügiger Beträge 5 85 

Das Staatliche Rechnungsprüfungsamt darf davon abſehen, bei der Rechnungs⸗ 
prüfung ermittelte Beträge, die an Kaſſen zu wenig ein- oder von ihnen zu viel aus⸗ 
gezahlt worden ſind, einziehen und ermittelte Beträge, die von den Kaſſen zu wenig 
aus⸗ oder an ſie zu viel eingezahlt worden ſind, auszahlen zu laſſen, wenn es ſich um 
geringfügige Beträge handelt oder wenn die Einziehung oder die Auszahlung mit 
Weiterungen oder Koſten verbunden wäre, die nicht im angemeſſenen Verhältniſſe zu 
der Höhe des Betrags ſtänden. 


Mitteilung des Abſchluſſes des 
Prüfungsverfahrens 395 


Das Staatliche Rechnungsprüfungsamt verſtändigt die rechnunglegende Stelle, 
ſobald das Prüfungsverfahren abgeſchloſſen iſt. 


487 


Auſſtellung bon Bemerkungen über 
das Prüfungsergebnis durch das 
e e 
am 


§ 93 

(1) Nach Prüfung der für das Rechnungsjahr gelegten Rechnungen hat das 
Staatliche Rechnungsprüfungsamt unter ſelbſtändiger und unbedingter Verantwort⸗ 
lichkeit Bemerkungen aufzuſtellen, aus denen ſich insbeſondere ergeben muß: 

1. ob die in der Staatshaushaltsrechnung aufgeführten Beträge in Einnahme und 
Ausgabe mit denjenigen übereinſtimmen, die in den einzelnen Rechnungen in Ein⸗ 
nahme und Ausgabe nachgewieſen ſind, und ob ſie ordnungsmäßig belegt ſind; 

2. ob und welche Abweichungen von dem Haushaltsplan und ſeinen Unterlagen 
vorgekommen ſind und in welchen Fällen gegen die die Haushaltseinnahmen und 
⸗ausgaben oder den Erwerb und die Verwaltung von Staatseigentum betref- 
fenden Geſetze oder die auf Grund beſonderer geſetzlicher Ermächtigung erlaſſenen 
Verordnungen und Verwaltungsbeſtimmungen verſtoßen iſt, ſowie in welchen 
Fällen auf eine Erinnerung des Staatlichen Rechnungsprüfungsamts gemäß S 84 
Ziffer 3 und 4 keine ausreichende Abhilfe erfolgt iſt; 

3. zu welchen über⸗ und außerplanmäßigen Haushalts⸗Ausgaben die Genehmigung 
des Volkstags noch einzuholen iſt, und welche Beträge in der Staatshaushalts⸗ 
rechnung zu Unrecht als über⸗ und außerplanmäßig nachgewieſen ſind. 

(2) Mit den Bemerkungen iſt ein Bericht darüber zu verbinden, welche wejent- 
lichen Anſtände ſich aus der Prüfung von Unternehmen ($$ 95—98) ergeben haben. 

(3) Hat das Staatliche Rechnungsprüfungsamt die Prüfung eines Rechnungs⸗ 
abſchnittes oder einer Einzelfrage noch nicht endgültig abgeſchloſſen, ſo kann es dieſer⸗ 
halb einen Vorbehalt machen. 

(4) Inſoweit das Staatliche Rechnungsprüfungsamt von der Befugnis des 8 86 
Gebrauch gemacht hat, werden die Bemerkungen auf Grund der von den Verwaltungs⸗ 
behörden gegebenen Unterlagen aufgeitellt. 

(5) Das Staatliche Rechnungsprüfungsamt hat über das Ergebnis der Prüfung 
der Kaſſenrechnung eines jeden Haushaltsplanes als Ergänzung zu den Bemerkungen 
einen beſonderen Bericht zu fertigen, dem die dazu gehörigen Erinnerungen mit 
Beantwortungen beizugeben ſind. Es kann in wichtigen Fällen außerdem noch eine 
beſondere Denkſchrift aufſtellen und den Bemerkungen beifügen. 


Eutlaſtung zu der Staatshaus⸗ 
haltsrechnung na N 
Ss 94 

(1) Das Staatliche Rechnungsprüfungsamt hat feine Bemerkungen zur Staats: 
haushaltsrechnung dem Finanzſenator zu übermitteln. Dieſer legt ſie mit der Staats- 
haushaltsrechnung über den Senat dem Volkstage mit dem Antrage vor, den Senat 
wegen der Staatshaushaltsrechnung zu entlaſten. 

(2) Die Entlaſtung erſtreckt ſich, wenn nicht etwas anderes beſchloſſen wird, nicht 
auf diejenigen Angelegenheiten und Beträge, wegen deren von dem Staatlichen Rech⸗ 
nungsprüfungsamt ein Vorbehalt gemacht worden iſt (S 93 Abſ. 3). Sie gilt unter der 
gleichen Vorausſetzung als erteilt mit der Entlaſtung zu derjenigen Staatshaushalts⸗ 
rechnung, zu der das Staatliche Rechnungsprüfungsamt den Vorbehalt aufgehoben oder 
nachträglich an ſeiner Stelle eine Su ang gemacht hat. 


ene von Unternehmen, an 
denen der Staat beteiligt iſt 


a) Prüfung durch den Senat 
. Ss 95 

(1) Iſt der Staat an einer Geſellſchaft mit eigener Rechtsperſönlichkeit als 

Aktionär oder Geſellſchafter oder an einer Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft be⸗ 

teiligt, ſo erfolgt die Prüfung des Unternehmens bezüglich der Betätigung des Staats 

zunächſt durch den zuſtändigen Senator auf Grund der ihm zugänglichen Unterlagen 

und der Berichte des etwa von ihm ernannten Aufſichtsratsmitglieds oder Geſell⸗ 


ſchafters. Den Berichten des Aufſichtsratsmitglieds oder Geſellſchafters find die dieſem 
zur Verfügung ſtehenden Unterlagen beizufügen. Erfolgt die Prüfung des Unter⸗ 
0 | nehmens durch eine Treuhandgeſellſchaft, jo find dem Berichte des Aufſichtsratsmit⸗ 
1 5 glieds oder Geſellſchafters auch die Prüfungsberichte der Treuhandgeſellſchaft bei⸗ 
zufügen. 

Ni | (2) Der Senator hat das zur Abſtellung etwaiger Mängel Erforderliche nach Maß⸗ 
gabe der ihm gegenüber dem Unternehmen geſetzlich oder ſatzungsmäßig zuſtehenden 
Rechte unverzüglich zu veranlaſſen. 


b) Prüfung durch das Staatliche 
Nennngeprituugsunn 
§ 96 

(1) Der zuſtändige Senator ſendet ſpäteſtens drei Monate nach der endgültigen 
Feſtſtellung der Inventur und Bilanz des Unternehmens für das abgelaufene Ge- 
ſchäftsjahr dem Staatlichen Rechnungsprüfungsamt die in § 95 bezeichneten iz 
lagen und Berichte unter Mitteilung des Ergebniſſes feiner Prüfung. 

(2) Das Staatliche Rechnungsprüfungsamt prüft die Betätigung des Staates 
als Aktionär oder Geſellſchafter des Unternehmens auf Grund der ihm übermittelten 
Unterlagen. 

(3) Die Prüfung erfolgt nach kaufmänniſchen Grundſätzen. 

(4) Mit der Prüfung der Rechnungen über den Staatshaushaltsplan iſt die 
Prüfung zu verbinden, ob dem Staat aus der Beteiligung an einem Unternehmen 
mit eigener Rechtsperſönlichkeit Haushaltseinnahmen und ausgaben erwachſen. 

(5) Das Staatliche Rechnungsprüfungsamt kann in unbedeutenden Fällen von 
der Prüfung abſehen; es kann auch auf die Vorlage der angegebenen Unterlagen ver⸗ 
zichten. 


N c) Prüfung bei Bürgſchafts⸗ 
IR und eee 
§ 97 
übernimmt der Staat in einem Vertrage die Gewährleiſtung für den Erſatz von 
Schäden, die einem Vertragsteilnehmer aus dem Abſchluſſe von Geſchäften beſtimmter 
Art entſtehen, oder verpflichtet er ſich, für die Erfüllung der Verbindlichkeiten eines 
Dritten einzuſtehen, ſo iſt, ſoweit nicht die Natur des Geſchäfts eine Abweichung er⸗ 
fordert, für das Staatliche Rechnungsprüfungsamt das Recht auszubedingen, das 
Unternehmen des Gewähr- oder Bürgſchaftsempfängers zu prüfen, ſoweit die Prüfung 
| zur Feſtſtellung der Vorausſetzung für die Haftung des Staates erforderlich iſt. Das 
| Staatliche Rechnungsprüfungsamt ſoll ſich zur Erfüllung dieſer Aufgabe der Mit- 
wirkung einer von ihm gewählten Treuhandgeſellſchaft bedienen können. 


d) Prüfung bei Beteiligung des 

Staates an dem Reingewinn 
1 eines Unternehmens 
8 98 i 

Steht dem Staate der Reingewinn eines Unternehmens ganz oder zum Teile 
zu, fo iſt das Staatliche Rechnungsprüfungsamt berechtigt, den Abſchluß und die Ge⸗ 
ſchäftsführung daraufhin zu prüfen, ob die Intereſſen des Staates nach den be⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen gewahrt worden ſind. § 97 Satz 2 findet Anwendung. 


V. Buch 


Das Staatliche Rechnungsprüfungsamt 
Einrichtung des Staatlichen Rech⸗ 8 99 
nungsprüfungsamts 
| (1) Das Staatliche Rechnungsprüfungsamt wird von einem Beamten geleitet, 
der die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungs- oder höheren 
techniſchen Dienſt erlangt haben ſoll. 
(2) Dem Leiter wird die erforderliche Anzahl von Prüfungsbeamten 8 


Stellung des Leiters ü a 
§ 100 


(1) Der Leiter des Staatlichen Rechnungsprüfungsamts iſt als ſolcher unab⸗ 
hängig und nur dem Geſetz unterworfen. 

(2) Er unterliegt den Vorſchriften der Geſetze über die Dienſtvergehen der Richter 
uſw. vom 7. Mai 1851 (Pr. Geſ. S. S. 218) und 26. März 1856 (Pr. Geſ. S. S. 201) 
mit der Beſtimmung, daß für ihn der Disziplinarhof (Art. II des Geſetzes vom 6. Juli 
1923, Geſ.-Bl. S. 763) zuſtändig iſt und feine unfreiwillige Verſetzung mit Beibehaltung 
ſeines Ranges in ein anderes Amt der höheren Verwaltung — einſchl. der Verwaltungs- 
gerichte —, für das er die geſetzliche Qualifikation beſitzt, erfolgen kann. Den Vertreter Mi 
der Staatsanwaltſchaft ernennt der Präſident des Senats. 2 

(3) Auf die Beamten des Staatlichen Rechnungsprüfungsamts finden die Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes betreffend die Abänderung von Vorſchriften des Disziplinar⸗ 
rechts vom 6. Juli 1923 Geſ.⸗Bl. S. 763) und des Reichsbeamtengeſetzes über 
Dienſtvergehen und deren Beſtrafung mit der Maßgabe Anwendung, daß als oberſte 
Reichsbehörde im Sinne dieſes Geſetzes der Leiter des Rechnungsprüfungsamts gilt. 


en 


Zugehörigkeit des Leiters zum 
Senat oder Vollstag 


§ 101 


Der Leiter des Staatlichen Rechnungsprüfungsamts kann nicht dem Senat oder 
dem Volkstag angehören. i i de 


Geſchäftsordnung des Staatlichen 5 N 
Rechnungsprüfungsamts 8 
g $ 102 9 

(1) Der Leiter des Staatlichen Rechnungsprüfungsamts regelt den Geſchäftsgang 
des Rechnungsprüfungsamts durch eine Geſchäftsordnung. 

(2) In die Geſchäftsordnung iſt die Beſtimmung aufzunehmen, daß ein Akten⸗ | 
vermerk aufzunehmen iſt, jofern in grundſätzlichen und ſonſt bedeutſamen Fragen ein N 
Prüfungsbeamter eine von der Entſcheidung des Leiters abweichende Auffaſſung ein- 3 
nimmt und der dienſtälteſte Prüfungsbeamte dieſer beitritt. N 

(3) Die Geſchäftsordnung iſt dem Volkstag und dem Senate mitzuteilen. 


85 A 


Heranziehung des Staatlichen 
Rechnungsprüfungsamts zu be⸗ 
ſonderen Verwaltungsarbeiten 
8 103 
Der Finanzſenator kann das Staatliche Rechnungsprüfungsamt zu Kaſſenprüfungen 
und zu anderen Verwaltungsarbeiten heranziehen, die im Zuſammenhang mit ſeiner 
Prüfungstätigkeit ſtehen. 
VI. Buch 5 
Inkrafttreten der Staatshaushaltsordnung 950 
§ 104 
(J) Dieſes Geſetz tritt am 1. Juni 1931 mit der Maßgabe in Kraft, daß die 
Vorſchriften über die Rechnungsprüfung auch auf die Rechnungen und die Staats⸗ 
haushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1930 Anwendung finden. 
(2) Gleichzeitig treten alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden Vorſchriften und Be⸗ 
ſtimmungen außer Kraft. 


: | 


Danzig, den 22. Juni 1931. 8 e 8 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. N q 
Dr. Ziehm. Dr. Hoppenrath. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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